
Bundessozialgericht

— 44 RA 74/79 —
I m N a m e n d e 8 V o l k e s

Verkündet am
50 NO'V. 4980

U r t e i l

Amtsinspektor
ääi gääeäeg%Z$äe in dem Rechtsstreit
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Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte:

......O...‘.......‘OOOCOOOOOOOO...‚O......

gegen

........................OOOOOOICIOOOOOCOOO

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 44. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 5. November 4980
für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—
sozialgerichts Berlin vom 29. Mai 4979 wird zurück-

gewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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.Streitig ist die Herstellung von Vers1cherungsunterlagen
für in Rumänien zurüCkgelegte Versicherungszeiten nach

@11 Abs 2 der Vers10herungsunterlagen-Verordnung (VuVO)
'1n' Verbindung mit dem Fremdrentengesetz (FRG)__

Der im Jahre 1907 in einem deutschsprachigen Elternhaus

in B (Rumäni_en) geborene_ Kläger ©rwarb mit seiner
}eourt die ruman1sche Staatsburgerschaft. Von 1925 bis

1961 war er
in.Bumän1en als Angestellter beschäftigt.

_In dieser Zeit schloß er 1959 mit einer_ ausschließlich

1umanischsyrachigen Frau die Ehe.. _Als Jüde war er von *

Juli 1911 bis August 194A dur.ch nationalsoz1alistische
Verfolgungsmaßnahm

en seiner Freiheit beraubt. 1961 wen-.
den.te er nach Israel aus und erwarb dort die israelische

otaatsangehor1gke1t__

Die Beklagte lehnte den Antrag des Klägers ab', weil‘.er
nicht als Vertriebener im Sinne des Bundesvertr1ébenen-

ge3etzés (BVFG) anerkannt -sei —5 1 Buchst a FRG —jünd_
einem solchen auch nicht gemäß 5 20 des Gesetzes _ZUr
Wiedergutmachung nationalsoz1alistischen Unrechts in der

Sozialversichernng_(WGSVG) gleichstehe;_er habe sich mit

'seiner Heirat'dem rumänischen Sprache und KulturkreiS-Zu—
gewandt und im-maBgebenden Zeitpunkt, dem Verlassen Rüé
“mäniens, nicht 1em deutschen_8prach— und Kulturkreis an;

scheid v0m
111_Äpril'1978).

Klage und Berufung blieben bhne Erfolg_ (Urteil d83'8021a1—

gerichts Berlin vom 7. Dezember 1978, Urteil des Landes—-

sozialgerichts Berlin vom 29. Mai 1979). Das Lande33021al-“

gericht (ISG) lieB dahinstehen, ob der Kläger die Voraus—

setzungen des 5.20 WGSVGschon deswegen nicht erfülle,_- '

. __3 _
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_ 5 _

weil nach dem Jahre 4939 die deutsche Sprache nicht mehr in

seinem gesamten persönlichen Lébensbereich überwogen habe.

Die Anwendung der Vorschrift scheitere jedenfalls deswegen,

weil die Deutschsprachigkeit nicht Mitursache oder Beweggrund

des Verlassens seines Heimatlandes gewesen sei; der Kläger sei

im Jahre 4961 aus Rumänien nach Israel entweder aus Unzufrieden—

heit mit dem Leben in einem kommunistischen Staat oder aus_
einem-engen Zugehörigkeitsgefühl zum Judentum oder aus beiden

diesen Gründen übergesiedelt. Ein Zusammenhang mit der Zugehö—

rigkeit zum deutschen Sprach— und Kulturkreis sei jedoch nach

der Rechtsprechung des Bunde8gerichtshofs (BGH) zum Entschä—

digungsanspruch verfolgter Vertriebener Anspruchsvoraussetzung

nach @4 Abs 2 Nr 3 BVFG. Das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)

habe demgegenüber zwar für die Anerkennung als Vertriebener

einen solchen Zusammenhang nicht verlangt; das WGSVG werde je—

doch überwiegend von der Wiedergutmachung nationalsozialisti—

schen Unrechts beherrscht, so daß der Auslegung des BGH der Vor—

zug zu geben sei.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rügt der Kläger Ver—

letzung des 5 20 WGSVG.Diese Bestimmung betreffe die Ver-
triebenen, sofern sie aueh Verfolgte seien. Die Betonung liege

auf der Vertriebeneneigenschaft, so daß der Rechtsprechung des

BVerwG zu folgen sei. Auch recht5politisch und rechtssyste—
matisch sei es verfehlt, zwischen dem Verlassen des Vertrei—

bungsgebietes und der Zugehörigkeit zum deutschen Sprach- und
Kulturkreis einen Zusammenhang zu fordern.

Der Kläger beantragt,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

die Bescheide der Beklagten aufzuheben und

die Beklagte zu verurteilen, Versicherungs—

unterlagen über die in Rumänien zurückgelegten

Versicherungszeiten herzustellen.
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie verneint den Anspruch des Klägers weiterhin deswegen,

weil er sich mit seiner Heirat verfolgungsunabhängig vom

deutschen Sprach— und Kulturkreis abgewandt habe.

II

Die Revision des Klägers war zurückzuweisen.

4.

2.

Der Anspruch auf Herstellung von Versicherungsunterlagen

für die in Rumänien zurückgelegten Versicherungszeiten

nach 5 44 Abs 2 VuVO setzt voraus, daß diese Zeiten nach
dem EEG anrechenbar sind. Das ist nicht der Fall. Eine

unmittelbare Anwendung des BRG scheitert daran, daß der

Kläger nicht zu dem Personenkreis des 5 4 FRG gehört;
insbesondere ist er nicht als Vertriebener anerkannt,

wie dies 5 4 Buchst a FRGverlangt. Der Kläger kann aber
auch nicht nach 5 20 WGSVGeinem anerkannten Vertriebenen
gleichgestellt werden, wie das LSG zutreffend erkannt hat.

Diese Vorschrift ist auf die vorliegend erhobene Anfech—

tungs— und Verpflichtungsklage in der ab 4. Juli 4977

geltenden Fassung (durch das 20. Rentenanpassungsgesetz)

anzuwenden, die gegenüber der vorherigen Fassung inhalt-

lich nichtsgeändert hat (vgl BT—Drucks 8/55? S. 92 unter
Nr 49). Danach stehen bei Anwendung des EEG den aner-
kannten Vertriebenen im Sinne des BVFG vertriebene Ver—

folgte gleich, die lediglich deswegen nicht als Ver—
triebene anerkannt sind oder anerkannt werden können,

weil sie sich nicht ausdrücklich zum deutschen Volks-

tum bekannt haben; soweit es auf die deutsche Volkszuge-

- 5 -
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- 5 _

hörigkeit ankommt, genügt es - kraft des entsprechend anwend—

baren 5 49 Abs 2 Buchst a, 2. Halbe — , daß die vertriebenen
Verfolgten im Zeitpunkt des Verlassens des Vertreibungsge—

bietes dem deutschen Sprach— und Kulturkreis angehört haben.

Ler Kläger erfüllt diese Voraussetzungen des 5 20 WGSVG
schon deswegen nicht, weil er beim Verlassen Rumäniens im

Jahre 4961 nicht mehr dem deutschen Sprach— und Kulturkreis

angehört hat. Das ergibt sich aus den Feststellungen des

LSG, auch wenn das LSG selbst die Frage nicht entschieden

hat.

Das LSG hat festgestellt, der Kläger stamme aus einer

deutschsprachigen Familie, deutsch sei seine "Mutter—

sprache". Die mühelose Beherrschung der, auch in Ausbildung

und Beruf teilweise benutzten, deutschen Sprache habe er
nicht verloren. Ab der Eheschließung habe die deutsche
Sprache jedoch nicht mehr in seinem gesamten persönlichen

Lebensbereich überwogen. Es hat hierzu auf das Urteil des

Sozialgerichts (SG) verwiesen; danach hat der Kläger ab

seiner Heirat im familiären Bereich ausschließlich rumänisch

ge3prochen und sich nur noch im beruflichen Bereich teil“

weise der deutschen Sprache bedient.

Gegen diese Feststellungen hat der Kläger keine durch—,

greifenden Verfahrensrügen erhoben. Die in der Revisions—

begründung enthaltene allgemeine Rüge, das ISG habe ihn

unter Verstoß gegen 5 406 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)
nicht auf dierechtserheblichenGesichtspunkte hingewiesen

und ihm keine Gelegenheit gegeben, die erforderlichen Tut—

sachen und Beweise vorzubringen, ist nicht substantiiert.

Sie läßt weder erkennen, auf welche Feststellungen des
LSG sie sich beziehen soll noch welche Tatsachen und Be—

weise der Kläger im Falle eines Hinweises bezeichnet hätte.
Soweit er in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat gel—

tend machte, er habe im Freundes— und Bekanntenkreis deutsch

gesprochen, handelt es sich um eine nach Ablauf der
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_Revisionebegründungsfrist _erfolgte und darüm
unbeacht-

„
-liche Ergänzung; im übrigen würde dieser Um3tahd nieht

der Ieststellung des LSG entgegenstehen, daß der Kläger

im persönli-cheu Bereich jedenfalls nicht_ mehr uberw1egend

deutsch gesprochen habe.

,
Aufgrund des sonach feststehenden'SachVerha1t$ (@ 165'

_
SGG) hat die'Beklagte_ d1e Zugehörigkeit des'Klägers zum

'_deutschen .Sprach— und Kulturkreis beim Verlassen des i'

Vertiei„ungsgebietes zu .Re'ch_t_verne1nt ‚Fur d1ese Zuge— '

hörigkeit ist. der Ge%brauch der deutschen Sprache von= '

aUSSCh185kSUGHÖGTBedeutung (Urteil des Senats SoZR '5Q7O
5'20 Nr 2) Denn wer eine Sp“ache im person110hen Be—

re1-ch ständig gebraucht9 erschließt sich dadurch. Welt—‘

_b1ld und Denkwe'lt. dieser Sprache und damit den Zugang
'

zu der durch' Sie verm1ttelten Kultur° _Wegen dieser be-

sonderen Beziehung zwischen_ Sprache. und Kultur ergibt

sich dab-er im Re'gelfallj die Zugehor1gke1t zum d_eut$ohen

Sprach» Und_Kulturkreis aus dem zumindest uberwiegenden '

Gebrauch des Deutschen im. Bereich des person11chen Le—'

bens; wird 'deut'sch hingegen nur im beruflichen Leben
_

' etwa mit deutschsprach1gen Geschäftspartn'ern, nicht

ab'er auch überwiegend in Familie_ und F1eundeskreis
_gesprochen, so reicht das nieht aus- (so auch-BGH RzW

4970, 505,_505; Vgl audh.BGH_RzW‚497B, 174,_479_und„

13%!1980,'22)‚ ' ' '

Diese Betrach£ungeweise'gilt nicht‘nur.für die Begrüna _
dung,_sondern aueh für die'Fortdauer der Zugehörigkeiä'

;zum deutsehen'Sprachü und Kulturkreis. Für die Forte
dauer ist der tatsächliche überwiegende„Gebrauehider_

1deutschen_ Sprache im privaten_ Leben giéiChfallä uner;

läßlich„ Die Zugehor1gke1t geht dab'ei nicht erst mit
_dem Vergessen der Sprachkenntn1ss'e verloren; da sie'

*'sich nicht nur_ au_£ den Sprach—,_sondern auch au£' den
-Kulturkr_éis bezieht, bestéht' selb3t bei verbl1eb'ener

Sprachkunde _die Möglichkeit, d1e zugehörigkeit zum »
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deutschen Sprach- und Kulturkreis zu verlieren und sich

einem anderen zuzuwenden (vgl BGHRzW 4970, 507). Deshalb
genügt es ferner nicht, daß die deutsche Sprache die Mutter-

sprache gewesen ist; denn auch die als solche "unverlier—

bare“ Muttersprache kann nicht ein für allemal den Verbleib

im deutschen Sprach— und Kulturkreis verbürgen. War Deutsch

die Muttersprache, dann endet allerdings die Zugehörigkeit

zum deutschen Sprach- und Kulturkreis nicht schon unmittel—

bar mit dem Zeitpunkt, von dem an der Gebrauch des Deutschen

im persönlichen Bereich nicht mehr überwiegt; die Zugehörig—

keit bleibt in diesem Falle vielmehr regelmäßig noch für

eine Übergangszeit erhalten (so im Ergebnis OLG Zweibrücken
sz 4974, 424 f bei einem vergleichbaren Sachverhalt für den

Zeitraum von 4959 bis 4947); eine solche Übergangszeit war
Jedoch, als der Kläger Rumänien im Jahre 4964, dh 22 Jahre

nach seiner Heirat, verlassen hat, längst verstrichen. An—

haltspunkte dafür, daß die gegen den Kläger ergriffenen Ver—

folgungsmaßnahmen zu der Abwendung vom deutschen Sprach-

und Kulturkreis beigetragen haben (vgl 8023 5070 5 20 Nr 2),

hat das ISG nicht feststellen können.

Selbst wenn der Kläger Jedoch 4964 dem deutschen Sprach-

und Kulturkreis noch angehört hätte, müßte seine Klage im
weiteren aus den das Urteil des LSG tragenden Gründen er—
folglos bleiben. Dabei kann dahinstehen, ob dann, wie das
5 20 WGSVGverlangt, ein fehlendes ausdrückhiches Bekennt-
nis zum deutschen Volkstum (@ 6 BVFG) der einzige Grund für
die nicht mögliche Anerkennung als Vertriebener sein würde.
Der Kläger müßte nämlich in jedem Falle bis auf die — durch

die Zugehörigkeit zum deutschen Sprach— und Kulturkreis er-

setzte - deutsche Volkszugehörigkeit im Sinne des 5 6 BVFG
die übrigen Voraussetzungen des BVFG für die Anerkennung als
Vertriebener erfüllen. In Betracht käme dabei allein der '

Tatbestand des 5 4 Abs 2 Nr 3 BVFG, wonach Vertriebener auch
der ist, der als deutscher Volkszugehöriger nach Abschluß
der‚allgemeinen Vertreibungsmaßnahmen die dort genannten
Vertreibungsgebiete verlassen hat; bei den unter 5 20 WGSVG

_8_
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; 8—1

jf&llenden Personen müßte Fdies Va1&Angehor1ger
des

deutscheni

“.Spr&6h— und Kulturkrelses ges6hthen sein° H1erbe1 het de&

_.LSG z-uRecht e1nen Zusammenhang zwi&che_n der Zugehor1gkeit

zum deutschen Sprach+ und Kulturkre1& undV dem Verlassen

'des Vertre1bungsgeh1etes verlangt (noch offengelassen 1n

SozR aaO),

Das LSGV15t 1nsowe1u einer stand1gen Rechtsprechung de&_“
BGH 1m En„schad1gungsrecht gefolgt. Der BGH »hätt.e für äen

noch auf- $ 4 T“VTG Bezug ne„menden $ 450 ä-es Bundesent-

scnad1gUBgsgeset„es (BLG) eF geiordert _d&r Verfolgte

miese 11.163 e1ns1 mit: %1ner Lage GIS deutscher Volks-

"sze„or1ge„ bzw Lagehor1ger zum deutschen Sprach- und

1Wul arkre1s 1n_Zusammenhang s+ehendcn Not1gung se1ne
Heimat auigeaeren ha124 fRzW 4962, 446; 4964 54

„'4966, 25a; 4970, 555, 504, 4974, 456; 4972V,4_04f,.
'49’5, 49 78, 47& 1 zur verfassungsrecht11chen Zu—i

läss1gke1t d1eserRechtsprechungBVerfGMW 1979,62,„
460) be1ne Recht3prechang im Rahmen des $ 450 BBG aF
ist zw&r du1éh dessen Neufassung im BBG

— Schlußgesetz

vo_m440 ueptember 4965 we1tgehend gegenstandslos ge+‚;x

Werden (_s_1e'war im H1nbl1ek auf BVerfG 50, 567 noch '__
"“für e1ne Übergangsze1t be1zubehalten) Aber auch näch

dem BEG—Sch1aßgesetz hat der BGHbei der_ Auslegung äe&

$ # ABS 4 Buchst & BBG, 'äer we1terh1n &uf das BVFG
G verwe1st, di& bezelchne+e Rechtsprechung fortgesetzt
5(RzW 4974, 59, _40) An 616 Feststellung des Not1gungs-

..«t&thestandes hat der BGH dabei stets nur ger1nge Ah+ .
“forderungen.geste11t.

Demgegenüber h&tVVdas BVeVrWG_in_e1ner fruheren Recht-

-gSprechung' zu $ 4 Abs 2 Nr .5.BVFG -_(BVerwGBuchholz

442.5 $. 4 BVFG.Nrn 9, 40 und 4_5Sowie RzW_4972_, 458)

'.es für unerhébllch erachtet, &us welche n Beweggrunden „11[f

_.der deutsche Volkszugehor1ge die Vertre1bungsgeblete

'. Verlassen habe° In seiner. neueren Rechtsprechung
_‘(Bubhh012-aa0 Nrn 20 und 24)_ fordert 1nZW1schen aber '
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auch das BVerwG, daß das Vertreibungsgebiet infolge eines

gegen die Deutschen fortdauernden Vertreibungsdrucks ver-
lassen worden sei. Die Rechtsprechung des BVerwG unter—

scheidet sich von der des BGH jetzt nur noch dadurch, daß

das BVerwG, wenn der Aussiedler beim Verlassen des Vertrei—

bung8gebietes deutscher Volkszugehöriger war, diesen Zu-

sammenhang allgemein unterstellt und eine Nachprüfung der

Motive nur bei eindeutigen Anhaltspunkten für eine andere

Fallgestaltung für geboten hält.

Der erkennende Senat schließt sich der Rechtsprechung des

GH und des BVerwG insoweit an, als er bei der Anwendung

des 5 20 WGSVGin Verbindung mit 5 4 Abs 2 Nr 5 BVFG eben-

falls einen Zusammenhang der Aussiedlung mit dem Deutschtum,

dh mit der Zugehörigkeit zum deutschen Sprach— und Kultur-

kreis für erforderlich hält. Er folgt nicht dem BVerwG darin,

daß allgemein von einer entsprechenden Vermutung auszugehen

sei; vielmehr hält er mit dem BGH die Feststellung des Kau-

salzusammenhangs im Einzelfall für notwendig, wobei freilich

die Glaubhaftmachung genügt (% } WGSVG). Bei dieser Auf—

fassung geht der Senat davon aus, daß schon Sinn und Zweck

des 5 4 Abs 2 Nr 5 BVFG, wie die neuerlichen Entscheidungen
des BVerwG bestätigt haben, es nicht zulassen, auf jegliche

Nachprüfung der Zusammenhangsfrage zu verzichten; noch we—
niger kann die Nachprüfung aber dann unterbleiben, wenn
der Verfolgte Entschädigungsleistungen begehrt, wie der

BGH zutreffend dargelegt hat (insbesondere RzW 4974, 39 ff).

Es entbehrt der inneren Berechtigung, Verfolgten nach 5 20
WGSVGin Verbindung mit dem EEG Sicherungen in der bundes-

deutschen Rentenversicherung auch dann zukommen zu lassen,

wenn sie das Vertreibungsgebiet nach Abschluß der allgemeinen

Vertreibungsmaßnahmen ohne Zusammenhang mit einer Deutsch—

sprachigkeit aus sonstigen persönlichen oder politischen

Gründen verlassen haben. % 20 WGSVGgehört zu den Wieder-
gutmachungsgesetzen (vgl 5 438 EEG); bei seiner Auslegung
sind deshalb die Prinzipien des Entschädigungsrechts mitzu-

berücksichtigen (so für das WGSVGinsgesamt schon BSG 40,

-’IO-
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445, 446). Deshalb erscheinen dem Senat —wie dem BGH —
hier die Erwägungen des Gesetzgebers bei der Änderung

des 5 450 EEGdurch das BEG-Schlußgesetz bedeutsam.
Der Gesetzgeber hat sich damals zwar entschlossen, bei

Aussiedlungen vor dem 4. Oktober 4955 einen Zusammenhang

mit dem Deutschtum zu vermuten; er hat deshalb in S 450 nF

geneacll auf dessen Feststellung (und die Verweisurg auf

das bVFG) verzichtet. Eine gleiche Regelung für Aussied—

lungen nach diesem Zeitpunkt erschien dem Gesetzgeber

dagegen nicht mehr vertretbar, weil "davon ausgegangen
werden" könne, "daß ab dem 4. Oktober 4955 ein Verlassen

dieser Gebiete in keinem Zusammenhang mehr mit der Zuge-

hörigkeit zum deutschen Sprach- und Kulturkreis gestanden

hat" (BT—Drucks IV/3425 5. 45 und 44). Dem würde es aber

widersprechen, bei diesen späteren.Aussiedlungen — hier

im Jahre 4964 — dennoch einen solchen Zusammenhang all—

gemein zu vermuten.

Im vorliegenden Falle hat das LSG in dem gesamten Vor—

bringen des Klägers keinen Hinweis darauf finden können,

daß die Deutschsprachigkeit Mitursache oder Beweggrund

des Verlassens seines Heimatlandes gewesen sei. Nach

den Umständen sei vielmehr anzunehmen, daß der Kläger

im Jahre 4964 aus Rumänien nach Israel entweder aus
Unzufriedenheit mit dem Leben in einem kommunistischen

Staat oder aus einem engen Zugehörigkeit8gefühl zum
Judentum oder aus beiden diesen Gründen übergesiedelt

sei. Auch hinsichtlich dieser Feststellungen ist die be—

reits behandelte Verfahrensrüge aus 5 406 SGG, wenn sie
sich überhaupt auf diese Feststellung beziehen soll, nicht

ausreichend substantiiert. Demgemäß muß der Anspruch

des Klägers aber außerdem an dem fehlenden Zusammenhang

seiner Aus5iedlung aus Rumänien mit einer Deutsch—

sprachigkeit scheitern.

SOWeit der Senat hierbei der Rechtsprechung des BVerwG

nicht folgt, ist er nicht verpflichtet, aufgrund des
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Rechtsprechungseinheitsgesetzes deswegen den Gemeinsamen

Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes anzurufen. Diese

Verpflichtung entfällt schon deshalb, weil auch von dem

Standpunkt des BVerwG wegen der vom ISG festgestellten an—
deren Gründe für das Verlassen Rumäniens als der Deutsch-

sp1-achigkeit der Tatbestand des 5 4 Abs 2 Nr 5 BVFG nicht
erfüllt ist. Zudem sind die Erwägungen des Senats zu dieser

Vorschrift für die Abweisung der Klage nur ein weiterer

Grund neben der schon verneinten Zugehörigkeit zum deutschen
Sprach- und Kulturkreis. Schließlich haben SOWOh1 das BVerwG

(Raw 1970, 458, 160) als auch der BGH (RzW 4974, 59 ff)_be—

reits untereinander eine Abweichung verneint, wobei dem

Senat der Hinweis des BGH zutreffend erscheint, daß hier

5 4 Abs 2 Nr 3 BVFGnicht im Rahmendes BVFG, sondern im
Rahmen entschädigungsrechtlicher Bestimmungen auszulegen sei.

5. Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

